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Entwurf für ein Gesetz zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit 

der kommunalen Vertretungskörperschaften und zur Änderung 

kommunalrechtlicher Vorschriften  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken Ihnen für den Gesetzentwurf und nehmen dazu gerne Stel-

lung. 

1) Der Entwurf ändert – nach 10 Jahren – erneut die „Grundnorm“ des 

§ 121 HGO, der die wirtschaftliche Betätigung von Gemeinden regelt 

und definiert. Er erweitert diejenigen Bereiche, die ausdrücklich nicht 

als wirtschaftliche Betätigung angesehen werden, um den „Wohnungs-

bau“ und um die „Versorgung mit erneuerbaren Energien“ (dazu unter 

a). Dies hat zur Konsequenz, dass die eine wirtschaftliche Betätigung 

der Kommunen begrenzenden Kriterien aus § 121 Abs.1 HGO (sog. 

Subsidiaritätsprinzip) hier nicht zum Zug kommen. Der Ausnahmekata-

log in § 121 Abs. 2 HGO wird damit noch einmal erweitert, so dass 

sich das Regel-Ausnahme-Verhältnis umzukehren droht. Aus diesem 

Grund sehen die hessischen Industrie- und Handelskammern weitere 

Aufweichungen des Subsidiaritätsprinzips grundsätzlich kritisch, da 

dies regelmäßig zu Eingriffen in die Privatwirtschaft sowie zu Wettbe-

werbsverzerrungen führt. Daher sollte auch an der Markterkundung § 

121 Abs. 6 HGO sowie der „Privatisierungsprüfung“ nach Abs. 7 fest-

gehalten werden. 

a) Die Aufnahme der Erneuerbaren Energien in den Ausnahmekatalog 

nach § 121 Abs. 2 Nr. 2 HGO mit der Folge, dass künftig alle Aktivitä-

ten im Bereich Erneuerbare Energien als nicht wirtschaftliche Betäti-

gung eingestuft werden, sehen wir insgesamt kritisch und lehnen diese 

Neuregelung ab, da die Betätigung der Kommunen künftig keinerlei 

Beschränkungen mehr unterliegen würden. Durch die geplanten Ände-

rungen würde die Möglichkeit eröffnet werden, dass die Umsetzung 
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der Energiewende in Hessen in den genannten Feldern vollständig 

ohne die Beteiligung der gewerblichen Wirtschaft, sondern allein durch 

die Kommunen und deren Unternehmen erfolgen kann. Eine wirt-

schaftliche Betätigung einer Kommune, die per Ausnahmekatalog als 

„nicht-wirtschaftliche“ Tätigkeit eingestuft wird, darf nicht zum Nachteil 

der gewerblichen Wirtschaft erfolgen. Daher halten wir den o.g. Ansatz 

ordnungspolitisch als auch sachlich für verfehlt, der zudem mit erhebli-

chen wirtschaftlichen Risiken für die Kommunen verbunden ist, und 

sprechen uns für die Beibehaltung des bisherigen § 121 Abs. 1a aus. 

Ebenso sollte der Bezug auf Abs. 1a im bisherigen Abs. 1b beibehal-

ten werden.  

2) Der Entwurf sieht vor, dass kommunale Eigen- und Beteiligungsge-

sellschaften Erleichterungen beim Jahresabschluss bekommen sollen 

(§ 122 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 HGO-Entwurf). Hintergrund ist die Umset-

zung der EU-Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichtserstattung, die unter 

bestimmten Voraussetzungen auch für kleine und mittlere kommunale 

Unternehmen in privater Rechtsform eine entsprechende Berichts-

pflicht im nationalen Recht verlangt. Der Entwurf will demgegenüber 

allein solche kommunalen Unternehmen berichtspflichtig machen, wel-

che die Voraussetzungen für große Kapitalgesellschaften aus § 267 

Abs. 3 HGB erfüllen. Vor diesem Hintergrund fragen wir, warum es Bü-

rokratieerleichterungen nur für kommunale Gesellschaften geben soll 

und nicht auch für vergleichbare private Unternehmen. Da hier zuge-

geben ein anderer Gesetzgeber als der Landesgesetzgeber adressiert 

ist, sollte sich die Landesregierung hierfür konsequent auf EU- und 

Bundesebene einsetzen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

  

Frank Aletter    Prof. Dr. Friedemann Götting 

Geschäftsführer    Federführung Recht 

 


